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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Bremm, Dr. Wagner (Trier), Pieroth, 
Frau Will-Feld, Dr. Mertes (Gerolstein), Dr. Gölter, Gerster (Mainz), Dr. Klepsch, 
Josten, Frau Dr. Riede (Oeffingen), Susset und Genossen 
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betr. Bezeichnungsvorschriften für österreichische Qualitätsweine, insbesondere 
amtliche Qualitätsprüfung 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 13. Dezember 1974 - 014 -KA 7 -63 - im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und dem Bundesminister der Justiz die Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 


Mit der Novelle zum österreichischen Weingesetz von 1971 wurde 
die Weingütesiegel-Prüfung eingeführt. Sie ist weitgehend an das 
Antragsverfahren des deutschen DLG Weinsiegels angepaßt wor- 
den. Das Verfahren ist freiwillig und nicht amtlich vorgeschrieben. 
Ferner ist die Prüfung auch für Faßweine vorgesehen. Damit ist 
jeder Manipulation Tür und Tor geöffnet. Bei den im Jahre 1971 
geführten Gesprächen betr, Freigabe der deutschen Qualitäts- 
bezeichnungen für Prädikatsweine wurde von der Bundesregierung 
versichert, sie werde die Freigabe der Bezeichnungen für deutsch- 
sprachige Länder von der Voraussetzung abhängig machen, daß 
dort ein amtliches Prüfverfahren, ähnlich dem deutschen Ver- 
fahren, eingeführt werde. Die deutsche Weinwirtschaft ist durch 
das neue Weingesetz von 1971 einem sehr strengen Prüfverfahren 
unterworfen worden, während zunehmend österreichische Weine 
mit den Prädikatsbezeichnungen des deutschen Weinyesetzes ohne 
Weingütesiegel auf dem Markt erscheinen und gerade für die 
deutschen Prädikatsweine durch Billigstangebote eine starke Kon- 
kurrenz, und zwar eine Konkurrenz zu ungleichen Startbedingun- 
gen, bedeuten. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Sind ihr die vorgenannten Mißstände bekannt? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich österreichische 
Weine mit den nach § 1 der Verordnung über die Zulassung von 
deutschen Qualitätskennzeichnungen für ausländische Weine 
vom 25. Februar 1972 (Bundesgesetzblatt I S. 259) zugelassenen 
Kennzeichnungen in der Bundesrepublik Deutschland teilweise 
zu Preisen im Einzelhandel befinden, die zu Zweifeln berech- 
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tigen, daß die Weine den für die gewählte Kennzeichnung gel- 
tenden österreichischen Vorschriften entsprechen. 


2. Was gedenkt die Bundesregierung zum Schutze der deutschen 
Qualitätsweine gegen diesen ungleichen Wettbewerb und die 
hiermit verbundene Täuschung der Verbraucher zu tun? 

Die Bundesregierung hat anläßlich der vom 16. bis 18. Oktober 
1974 durchgeführten deutsch-österreichischen wirtschaftspoliti- 
schen Kontaktgespräche auf Beamtenebene auf festgestellte Bil- 
ligst-Angebote und den hiernach begründeten Verdacht auf- 
merksam gemacht, daß die Weine manipuliert worden seien. 
Die österreichische Seite hat hierzu erklärt, daß durch die für 
den Weinexport geltenden österreichischen Verfahrensvor- 
schriften bis zur österreichischen Grenze Manipulationen an 
den Weinen ausgeschlossen seien. Danach muß Wein, der aus- 
geführt werden soll, zollamtlich vorabgefertigt werden. Die 
Sendung sowie die daraus unter amtlicher Aufsicht gezogenen 
Proben für die in Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1599/71 vom 20. Juli 1971 (Amtsblatt Nr. L 168 S. 3) fest- 
gelegte und in dem Dokument V. I. 1 der Anlage I der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1770/72 vom 3. August 1972 (Amtsblatt Nr. 
L191 S. 31) zu bescheinigende Analyse sowie für die zur Er- 
langung der Bescheinigung nach § 3 der Verordnung über die 
Zulassung von deutschen Qualitätskennzeichnungen für aus- 
ländische Weine erforderliche Vollanalyse werden unter zoll- 
amtlichen Verschluß gelegt. Die zollamtliche Überwachung des 
Transportbehältnisses bleibt bis zur österreichischen Grenze 
bestehen. 

Die österreichische Regierung hat in diesem Zusammenhang 
darauf hingewiesen, daß die Jahrgänge 1969 und 1971 eine be- 
sonders reiche Lese bei Beeren- und Trockenbeerenauslesen 
ergeben hätten, die klima- und wettermäßig bedingt gewesen 
sei und zu einem Zusammenbruch des Inlandspreises bei den 
genannten Qualitäten geführt habe. Dieser Preissturz habe in 
Österreich noch bis zum Jahre 1972 nachgewirkt und seinen 
Niederschlag naturgemäß auch bei den Exportweinen gefunden. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, bei der österreichischen Regie- 
rung vorstellig zu werden und von ihr zu fordern, ein dem 
deutschen Prüfverfahren gleichwertiges amtliches Österreichi- 
sches Prüfverfahren obligatorisch einzuführen? 

Neben der schon erwähnten Analyse durch eine der in der An- 
lage der Verordnung über die Zulassung von deutschen Quali- 
tätskennzeichnungen für ausländische Weine aufgeführten amt- 
lichen österreichischen Untersuchungsanstalten muß nach § 1 
Nr. 3 dieser Verordnung jeder Wein einer amtlichen sensori- 
schen Prüfung unterzogen worden sein. Sie ist in der nach § 3 
der Verordnung vorgeschriebenen Bescheinigung zu bestätigen. 
Diese Regelung entspricht hinsichtlich der geforderten analyti- 
schen und sensorischen Prüfung der amtlichen Qualitätsprüfung 
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in der Bundesrepublik Deutschland und schöpft den Spielraum 
der 1971 nach Anrufung des Vermittlungsausschusses einge- 
fügten Ermächtigungsnorm des § 20 Abs. 5 des Weingesetzes 
voll aus. Darüber hinaus hat die Bundesregierung bei den in 
diesem Jahre geführten deutsch-österreichischen wirtschafts- 
politischen Kontaktgesprächen die österreichische Regierung 
gebeten, die Prüfungs- und Kontrollverfahren nach Möglichkeit 
weiter zu verbessern. Die Bundesregierung wird diesen Wunsch 
in kommenden Verhandlungen weiter verfolgen. 


4. Was gedenkt die Bundesregierung in Abstimmung mit den 
österreichischen Behörden zu tun, um die Identität der zur Ein- 
fuhr gelangenden Weine in die Bundesrepublik mit den geprüf- 
ten Weinen sicherzustellen? 


Die österreichische Regierung geht, wie in der Antwort auf 
Frage 2 dargetan, davon aus, daß die Identität der geprüften 
Weine bis zum Verlassen des österreichischen Staatsgebietes 
sichergestellt ist. Sie hat im übrigen darauf aufmerksam ge- 
macht, daß wegen der höheren Einfuhrabgaben bei Flaschen- 
weinen von den deutschen Importeuren Faßwein-Importe oft- 
mals vorgezogen werden. In diesem Zusammenhang muß er- 
wähnt werden, daß deutsche Qualitätsweine ebenfalls im Faß 
exportiert werden. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, bei den mit den Bundesländern 
zu führenden Regierungsbesprechungen darauf zu dringen, daß 
bei der Einfuhr sowie bei der Abfülllung in den deutschen 
Weinhandelsbetrieben diese Weine besonders kontrolliert wer- 
den? 


Um der Weinkontrolle eine genaue Überwachung der Weine 
zu ermöglichen, die mit den nach der Verordnung über die Zu- 
lassung von deutschen Qualitätskennzeichnungen für auslän- 
dische Weine zugelassenen Kennzeichnungen einführt werden, 
ist in § 3 der Verordnung bestimmt worden, daß der Importeur 
die vorgeschriebene amtliche Bescheinigung des Erzeugerlandes 
beim Verbringen ins Inland vorzulegen und danach der für ihn 
zuständigen Weinüberwachungsbehörde einzureichen hat. Die 
Bundesregierung wird in der nächsten Besprechung mit den für 
den Vollzug des Weinrechts zuständigen obersten Landesbe- 
hörden darüber beraten, wie die bestehenden Kontrollmöglich- 
keiten optimal genutzt werden können. 


6. Was gedenkt die Bundesregierung generell zu tun, um den 
deutschen Verbraucher vor dem Mißbrauch deutscher Qualitäts- 
bezeichnungen bei Auslandsweinen zu schützen? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die bestehenden 
Rechtsvorschriften eine ausreichende Handhabe bieten, jedem 
Mißbrauch deutscher Qualitätskennzeichnungen bei ausländi- 
schem Wein zu begegnen. Sie ist überzeugt, daß die Bundeslän- 
der beim Vollzug von diesen rechtlichen Möglichkeiten jeden 
Gebrauch machen werden. 
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